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Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Multscherstraße – östlich des Forts Unterer Kuhberg" 

Die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wurde vom 11.01.2021 bis einschließlich 
15.02.2021 durchgeführt. Parallel dazu wurden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB die Behörden und sons-
tigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche durch die Planung berührt werden, un-
terrichtet und zur Stellungnahme aufgefordert. 
 

Im Rahmen der öffentlichen Auslegung der Öffentlichkeit wurden folgende Stellungnahmen vor-
gebracht: 
 
Von Seiten der Öffentlichkeit ist eine Stellungnahme eingegangen. 
 

Stellungnahme Öffentlichkeit Stellungnahme der Verwaltung 

Einwender 1, Schreiben vom 25.01.2021,  
(Anlage 6.1) 
 
Grundsätzlich ist zu begrüßen, wenn sich das 
bauliche Umfeld dort ändert. Die Schaffung von 
neuem (erschwinglichem?) Wohnraum und eine 
gewisse Verdichtung ist bekanntermaßen in allen 
Städten ein Thema. 
Bei den weiteren Überlegungen bittet der Ein-
wender folgendes zu berücksichtigen: 
 
I. Parkraum und Verkehrssituation 
1. Mit ca. 60 neuen Wohneinheiten wird sich die 
Verkehrssituation trotz der geplanten Tiefgaragen 
massiv verändern. Das war schon in den vergan-
genen Jahren mit zunehmender Tendenz ein 
Problem. Die Mieter des Einwenders haben sich 
regelmäßig beklagt, dass die Zufahrt und Abfahrt 
insbesondere zu Schul- und Kindergarten- An-
fangs- und Schlusszeiten blockiert ist und war.  
 
 
Schon früher war dazu die Einlassung der Verwal-
tung, dass dies mit ordnungspolizeilichen Maß-
nahmen in den Griff zu bekommen sei, was sich 
natürlich bei einer konkreten Stausituation als 
besserer Witz erweist. 
 
Ob sich der Bebauungsplan mit diesem Punkt 
ausreichend auseinandergesetzt hat, kann der 
Einwender nicht erkennen. Es darf nicht davon 
ausgegangen werden, dass die zukünftigen Be-
wohner bei jeder kurzfristigen Heimkehr in ihre 
Tiefgarage fahren werden. Firmenfahrzeuge 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die durch die 35 Wohneinheiten erforderli-
chen Stellplätze von einem Stellplatz je 
Wohneinheit werden in einer Tiefgarage auf 
dem Baugrundstück nachgewiesen.  
Das mit der Neubebauung verbundene zu-
sätzliche Verkehrsaufkommen kann von der 
Multscherstraße aufgenommen werden. Ver-
kehrsbehinderungen und unzumutbare Be-
einträchtigungen sind nicht zu erwarten.  
 
 
 
 
 
 
 
Regelwidriges Verhalten im Straßenverkehr 
ist nicht Gegenstand des Bebauungsplanver-
fahrens und kann weder bauplanungs- noch 
baurechtlich geregelt werden. 
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(Taxi-Zentrale etc.) und Kindergarten- und Schü-
lereltern verschärfen die Situation. 
 
2. Soweit an dem Wendehammer mehrere Besu-
cher- bzw. Kurzzeitparkplätze angedacht sind, 
dürfte deren Zahl mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit den tatsächlichen Bedarf nicht 
decken. Sie sind an der angedachten Stelle auch 
denkbar ungeeignet, da sie den Wendehammer 
(bisher nur 2-3 in Längsrichtung - geplant nun 
mehrere in quer) blockieren. Sinnvoll wäre doch 
ein befahrbarer Straßenraum mit dem Wende-
kreis eines durchschnittlichen PKW. Doch bereits 
heute muss jedes Fahrzeug dort wegen der seitli-
chen Parkplätze beim Wenden rangieren. Da wird 
auch mal des Einwenders Einfahrtstor angefahren 
oder nutzt die Lücke seiner Auffahrt. 
 
II. Geschosshöhe 
Penthouse Wohnungen im obersten Geschoß 
sind sicher attraktiv. Der Einwender stellt in dem 
Raum, ob er davon ausgehen kann, dass einer 
Geschoßhöhe von 12 -15 m keine planungs- oder 
baurechtlichen Bedenken entgegenstehen.  
 

 
 
 
Die Umgestaltung der Multscherstraße von 
der Westerlinger Straße bis zum Wendeham-
mer ist ein langfristiges Ziel der Stadtpla-
nung. Der Wendehammer wird dabei gemäß 
der RASt 06 (Richtlinie für die Anlage von 
Stadtstraßen) so dimensioniert, dass dieser 
für das Wenden eines 3-achsigen LKW´s ge-
eignet ist.  Ein Rangieren beim Wenden von 
PKW kann somit künftig entfallen. 
 
 
 
 
 
 
 
Die geplante Bebauung ist mit 4 Geschossen 
im südlichen und westlichen Bereich sowie 
einem Hochpunkt mit 5 Geschossen im 
nordwestlichen Gebäude städtebaulich ver-
tretbar. Die Höhenentwicklung stellt eine 
qualitätvolle und verträgliche Weiterentwick-
lung des Quartiers dar. 
Eine ausreichende Belüftung und Belichtung 
ist sowohl in Bezug zu den Nachbargebäu-
den als auch bei den geplanten Gebäuden 
untereinander gegeben. 

 
Folgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange wurden zum Vorentwurf des vorha-
benbezogenen Bebauungsplans und der Satzung der örtlichen Bauvorschriften gehört: 
 

- Deutsche Telekom 
- EnBW Stuttgart 
- Terranets BW 
- Handwerkskammer 
- Industrie- und Handelskammer 
- Nachbarschaftsverband Ulm 
- Polizeipräsidium Ulm 
- Regierungspräsidium Tübingen – Ref. 21 / Raumordnung 
- Regierungspräsidium Stuttgart – Landesamt für Denkmalpflege 
- Regierungspräsidium Freiburg – Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 
- Regierungspräsidium Stuttgart, Abt.6 – Kampfmittelbeseitigungsdienst BW 
- Regionalverband Donau-Iller 
- SWU Ulm/Neu-Ulm GmbH 
- Fernwärme Ulm GmbH (FUG) 
- Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
- Stadt Ulm SUB/V Umweltrecht und Gewerbeaufsicht 
- Zentralplanung UnityMedia (Vodafone BW) 
- Entsorgungsbetriebe der Stadt Ulm (EBU) 
- Feuerwehr Ulm 
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Von den folgenden Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden Stellungnah-
men ohne Einwendungen vorgebracht:  
 

- EnBW Stuttgart, mit Schreiben vom 26.01.2021 
- Terranets bw GmbH, mit Schreiben vom 21.01.2021 
- Regierungspräsidium Tübingen – Referat 21 Raumordnung, mit Schreiben vom 02.02.2021 
- Regionalverband Donau-Iller, mit Schreiben vom 09.02.2021 
- Industrie- und Handelskammer Ulm, mit Schreiben vom 28.01.2021 

 
Von den folgenden 14 Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden Stellung-
nahmen mit Anregungen und Hinweisen zum Bebauungsplanverfahren vorgebracht: 
 

Stellungnahmen Behörden / TÖB Stellungnahmen der Verwaltung 

Regierungspräsidium Stuttgart, Abt. 6 – Kampf-
mittelbeseitigungsdienst BW, Schreiben vom 
05.01.2021, (Anlage 6.2) 
 

Aufgrund der ausgedehnten Kampfhandlungen 
und Bombardierungen, die während des 2. Welt-
krieges stattfanden, ist es ratsam, im Vorfeld von 
jeglichem Bau(Planungs-)verfahren eine Gefah-
renverdachtserforschung in Form einer Auswer-
tung von Luftbildern der Alliierten durchzufüh-
ren. Alle nicht vorab untersuchten Bauflächen 
sind daher als potenzielle Kampfmittelverdachts-
flächen einzustufen. 
 

 
 
 
 

Die Stellungnahme wurde zur Berücksichti-
gung bei der weiteren Planung an die Vorha-
benträgerin weitergeleitet. 
 
 
 
 
 
 
 

Polizeipräsidium Ulm, Schreiben vom 
11.01.2021, (Anlage 6.3) 
 

Das Polizeipräsidium gibt umfangreiche Hinweise 
aus verkehrlicher und kriminalpräventiver Sicht. 
 
 
 
 
 

Bei der Anlage der Tiefgaragenausfahrten ist da-
rauf zu achten, dass die Sichtbeziehungen zu be-
vorrechtigten Nutzern des Gehweges und der 
Fahrbahn nicht durch Stützmauern, Brüstungen, 
Einbauten, Möblierung, Pfosten oder Bepflan-
zung beeinträchtigt werden. Bei der Pflanzenaus-
wahl ist daher auf geeignete Standorte und 
Wuchsformen zu achten. 
 

Sofern die Zufahrenden in die Tiefgarage eine 
Schranke/Schloss/Tor bedienen oder eine Ampel-
regelung beachten müssen, wäre zu gewährleis-
ten, dass diese sich dafür nicht im öffentlichen 
Verkehrsraum aufstellen müssen. 
Um unberechtigtes und behinderndes Parken vor 
Ein-/Ausfahrten möglichst zu verhindern, sollen 
diese und die davorliegenden Verkehrsflächen 
(z.B. durch dynamisch abgesenkte Bordsteine) so 

 
 
 

Die Stellungnahme wurde an die Vorhaben-
trägerin zur Berücksichtigung bei der weite-
ren Planung weitergeleitet sowie auf das Be-
ratungsangebot der kriminalpolizeilichen Be-
ratungsstelle des Polizeipräsidiums Ulm hin-
gewiesen. 
 

Im Bereich der Tiefgaragenzufahrt sind keine 
sichtbehindernden baulichen Anlagen oder 
Bepflanzungen vorgesehen. 
 
 
 
 
 
 

Die Tiefgaragen Zu- und Ausfahrt wird so 
gestaltet, dass die notwendigen Sichtbezie-
hungen auf den Gehweg nicht beeinträch-
tigt werden. Zudem ist im vorderen Bereich 
der Tiefgaragenrampe eine ca. 5,0 m lange 
Aufstellfläche vorgesehen, so dass ausfah-
rende Fahrzeuge ebenerdig zum Gehweg 
stehen. Der von der Tiefgarage ein- und aus-
fahrende Verkehr kann zudem über eine 
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gestaltet werden, dass sie das Erkennen der Tief-
garagenzufahrten erleichtern. 
 
 

Die Häuser sind durch die unterirdischen Park-
decks, die auch als Fluchtraum bei Brand dienen, 
über die Treppenhäuser zu den einzelnen Woh-
nungen schlüssellos zu erreichen. Aus diesem 
Grund sollten die Wohnungsabschlusstüren mit 
einem erhöhten Einbruchschutz ausgestattet sein. 
Es wird empfohlen, die Zufahrt zu den Parkdecks 
mit einer Zugangskontrolle zu versehen. Ergän-
zend hierzu wird empfohlen, eine Videoüberwa-
chung der Parkdecks im datenschutzrechlichen 
Rahmen zu prüfen. 
 

Eine ausreichende Beleuchtung der Wohnstraßen 
erhöht das subjektive Sicherheitsempfinden und 
ermöglicht, frühzeitig Gefahrensituationen zu er-
kennen. Eine einsehbare Gestaltung und gute 
Ausleuchtung der Zugänge zu den Hauseingän-
gen ist ratsam, auch um die Angst vor möglicher-
weise „versteckten“ Tätern nicht entstehen zu 
lassen. Generell sollten Angsträume vermieden 
werden. In Randlagen von Wohngebieten kön-
nen Tatgelegenheiten stattfinden. Durch die an-
grenzenden Industrieanlagen und den dortigen 
Parkmöglichkeiten ist dies hier in ähnlicher Weise 
zu bewerten. Bei der weiteren Planung ist daher 
zu beachten, dass ein belebter Quartiersplatz aus-
gebildet wird, der Identität besitzt und die Identi-
fikation der Bewohner mit ihrem Wohnstandort 
fördert. 
 

Die gute Orientierung und Sichtbarkeit der Er-
schließungswege und Hauseingänge sind zur Ver-
meidung von Unsicherheitsgefühlen der Bewoh-
ner sehr wichtig. Es sollte großer Wert auf die 
Außengestaltung gelegt werden und Mobiliar so-
wie Kinderspielmöglichkeiten als Treffpunkte und 
Gemeinschaftsflächen eingeplant werden. Die so-
ziale Kontrolle mindert wesentlich die Tatgele-
genheiten in diesen Bereichen. Die Bepflanzung 
sollte dem Freibereich Struktur geben, jedoch 
keine unübersichtlichen Nischen schaffen. He-
cken- und Strauchbepflanzung sollten klein ge-
halten werden, um die Übersichtlichkeit des Be-
reichs zu gewährleisten. 
 

Im Hinblick auf mögliche Gefährdungsszenarien 
ist anzudenken, dass eine ungehinderte Zufahrt 
zum Innenbereich / -hof vom Quartier ggf. durch 
Stufen, Poller oder auch Bäume erschwert wer-
den kann. 

Ampelschaltung geregelt werden. 
Eine Bepflanzung ist in diesem Bereich nicht 
vorgesehen. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Stellungnahme wurde zur Berücksichti-
gung bei der weiteren Planung an die Vorha-
benträgerin weitergeleitet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Stellungnahme wurde zur Berücksichti-
gung bei der weiteren Planung an die Vorha-
benträgerin weitergeleitet.  
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Mit Sicherungstechnik kann präventiv dem Woh-
nungseinbruch entgegengewirkt werden. Im Be-
sonderen wäre dies für die Erdgeschoßwohnun-
gen und die Wohnungen des 1. OG mit Balkon 
zu empfehlen. Durch eine entsprechende Hin-
weisaufnahme im Satzungsbeschluss kann der 
Vorhabenträger darüber informiert werden. 
 

Die Stellungnahme wurde an die Vorhaben-
trägerin weitergeleitet. Von der Aufnahme 
eines Hinweises im Bebauungsplan wird ab-
gesehen. 
 
 

Feuerwehr Ulm, Schreiben vom 11.01.2021, 
(Anlage 6.4) 
 

Aus brandschutztechnischer Sicht bestehen ge-
gen den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
keine Bedenken, wenn folgendes beachtet wird:  
Es soll für Nutzungseinheiten, deren anleiterbare 
Stelle über 8m liegt, der zweite Rettungsweg 
über Hubrettungsfahrzeuge der Feuerwehr si-
chergestellt werden, so sind entsprechende Flä-
chen nachzuweisen. 
 

Feuerwehrzu- und -durchfahrten sind nach DIN 
14090 (Flächen für die Feuerwehr) herzustellen 
und zu kennzeichnen. Führen diese Flächen für 
die Feuerwehr über Tiefgaragen, so ist die Decke 
der Tiefgarage jeweils in Brückenklasse 16/16 
auszuführen. 
 

Eine genauere Beurteilung der Breite sowie der 
Lage der Feuerwehrflächen kann erst nach Vor-
lage der Bauantragsunterlagen vorgenommen 
werden. 
 

 
 
 

Die Stellungnahme wurde zur Berücksichti-
gung bei der weiteren Planung an die Vorha-
benträgerin weitergeleitet. Eine erste Abstim-
mung mit der Feuerwehr fand bereits statt. 
 

Zentralplanung UnityMedia (Vodafone BW), 
Schreiben vom 12.01.2021, (Anlage 6.5) 
 

Im Planbereich liegen Versorgungsanlagen der 
Vodafone BW GmbH. Die Vodafone GmbH ist 
grundsätzlich daran interessiert, das glasfaserba-
siertes Kabelnetz zu erweitern und damit einen 
Beitrag zur Sicherung der Breitbandversorgung 
für die Bürger zu leisten. 
 

 
 
 

Die Leitungen der Vodafone BW GmbH lie-
gen im Bereich der Multscherstraße. Durch 
die Lage im öffentlichen Raum sind diese je-
derzeit zugänglich. 
Sollte eine Erschließung des Plangebiets 
durch die Vodafone BW GmbH gewünscht 
sein, wird sich die Vorhabenträgerin im Zuge 
der koordinierten Leitungsplanung frühzeitig 
mit der Vodafone BW GmbH in Verbindung 
setzten. 
 

Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm Netze GmbH (SWU), 
Schreiben vom 19.01.2021 (Anlage 6.6) 
 
Im Grundsatz bestehen gegen das Bauvorhaben 
keine Einwände von Seiten der Stadtwerke 
Ulm/Neu-Ulm Netze GmbH. 
Die Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm Netze GmbH teilen 
mit, dass entlang der nordwestlichen Grund-
stücksgrenze eine Niederspannungsleitung der 

 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wurde zur Berücksichti-
gung bei der weiteren Planung an die Vorha-
benträgerin weitergeleitet. 
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Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm Netze GmbH mit einem 
Abstand von ca. 1 Meter außerhalb des Grund-
stücks verläuft. Zusätzlich verlaufen eine Wasser- 
und eine Gasleitung der Stadtwerke Ulm/Neu-
Ulm Netze GmbH entlang der nordwestlichen 
Grundstücksgrenze in ca. 3,5 Meter Abstand au-
ßerhalb des Grundstücks. 
 

Entlang der nordöstlichen Grundstücksgrenze 
verläuft eine Mittelspannungsleitung der Stadt-
werke Ulm/Neu-Ulm Netze GmbH in ca. 1 Meter 
Abstand außerhalb des Grundstücks. Leitungen 
dürfen nicht überbaut werden. Von den Leitun-
gen ist mit Bebauung ein Mindestabstand von 2 
Meter einzuhalten. In begründeten Ausnahmefäl-
len kann der Abstand von 2 Metern zur Bebau-
ung unterschritten werden. 
 

Die genaue Lage der Leitung ist im Zweifel mit ei-
nem Suchschlitz festzustellen. Werden folgende 
Abstände zu den Leitungen unterschritten, darf 
nur in Handaushub gearbeitet werden: 
bis 1 kV - 1,0 m (Niederspannung) 
über 1 kV bis 60 kV - 1,5 m (Mittelspannung) 
über 60 kV bis 110 kV - 3,0 m (Hochspannung). 
 

Wird ein Abstand von einem halben Meter zu der 
Niederspannungsleitung unterschritten und ist 
diese nicht in einem Schutzrohr verlegt, muss die 
Leitung freigelegt und neu eingesandet werden 
(mit Hinweisband). Die Leitungen sind gegen me-
chanische Gefährdungen und Belastungen zu 
schützen, z.B. durch abdecken oder unterbauen. 
 

Sollten diese Leitungen umgelegt werden müs-
sen, so trägt der Verursacher die Kosten der Um-
legung. Die Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm Netze 
GmbH bittet dies bei weiteren Planungen zu be-
rücksichtigen. Außerdem bittet die Stadtwerke 
Ulm/Neu-Ulm Netze GmbH um Abstimmung und 
Einbeziehung der in weitere Planungsschritte. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

Die Stellungnahme wurde zur Berücksichti-
gung bei der weiteren Planung an die Vorha-
benträgerin weitergeleitet. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

Die Stellungnahme wurde zur Berücksichti-
gung bei der weiteren Planung an die Vorha-
benträgerin weitergeleitet. 
 
 
 
 
 

Im Falle einer notwendig werdenden Umver-
legung der angeführten Leitungen sind, ge-
mäß des Verursacherprinzips, die Kosten von 
der Vorhabenträgerin zu übernehmen. 

SUB V Umweltrecht und Gewerbeaufsicht, 
Schreiben vom 26.01.2021, (Anlage 6.7) 
 

Bodenschutz und Altlasten 
Die untere Bodenschutz- und Altlastenbehörde 
empfiehlt im Bebauungsplanentwurf die Ziffern 
3.5 Bodenschutz (§ 202 BauGB)“ unter "Textli-
che Festsetzungen" durch folgenden Wortlaut zu 
ersetzen: "Bodenschutz und Altlasten 
Mit dem natürlichen Bodenmaterial ist gemäß 
BBodSchV § 12, Vollzugshilfe zur BBodSchV § 12, 
DIN 19731, DIN19639, DIN 18915 sowie den vor-
liegenden Leitfäden zum Schutz der Böden bei 
Auftrag von kultivierbaren Bodenaushub bzw. zur 

 
 
 

 
Die Stellungnahme wurde zur Berücksichti-
gung bei der weiteren Planung an die Vorha-
benträgerin weitergeleitet. 
Die Ziffer 3.5 der Hinweise in den textlichen 
Festsetzungen zum Bebauungsplan wird ent-
sprechend der vorgeschlagenen Formulie-
rung angepasst. 
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Erhaltung fruchtbaren und kulturfähigen Bo-
denaushub bei Flächeninanspruchnahme scho-
nend umzugehen. Die gesetzlichen und fachli-
chen Regelungen sind zu beachten und umzuset-
zen. Auf den zukünftigen Freiflächen sind im 
Oberboden die der Nutzung entsprechenden 
Prüfwerte der BBodSchV für den Wirkungspfad 
Boden-Mensch einzuhalten. Für PAK und BaP gel-
ten die vom Landesgesundheitsamt Baden-Würt-
temberg 2019 empfohlenen FoBiG-Prüfwertvor-
schläge. Vor Beginn einer Baumaßnahme ist der 
Stadt Ulm, Abteilung Umweltrecht und Gewerbe-
aufsicht ein detailliertes Entsorgungs- und Ver-
wertungskonzept vorzulegen. Aushubarbeiten im 
Bereich der ehemaligen Eigenverbrauchstank-
stelle müssen fachgutachterlich begleitet werden.
Im Plangebiet ist der Altstandort AS Multscher-
straße 11, EV-Tankstelle, Ulm (Flächen-Nr. 
03304-000), mit der Bewertung B - Entsorgungs-
relevanz im Bodenschutz- und Altlastenkataster 
erfasst. Bei Aushubarbeiten im Bereich der ehe-
maligen Eigenverbrauchstankstelle muss ggf. mit 
erhöhten Entsorgungskosten gerechnet werden."
 

Naturschutz 
Zum Entwurf des Bebauungsplans ergeben sich 
keine Bedenken, Änderungs- oder Ergänzungs-
vorschläge. Das artenschutzrechtliche Gutachten 
ist qualifiziert bearbeitet und die rechtlichen 
Schlussfolgerungen sind plausibel und nachvoll-
ziehbar. Generell sollte gegenüber dem Vorha-
benträger angeregt werden, die Möglichkeit zur 
Förderung gebäudebewohnender Tierarten z.B. 
Mehlschwalbe, Mauersegler, Fledermäuse zu prü-
fen. Bei anderen Verfahren im Bereich Kuhberg 
hat sich gezeigt, dass diese Tierarten im Sied-
lungsbereich vorkommen. 
 

Wasserrecht 
Die untere Wasserbehörde empfiehlt im Bebau-
ungsplanentwurf den Text unter der Ziffer "3.7 
Baugrunduntersuchung" unter "Textliche Festset-
zungen" durch folgenden Wortlaut zu ersetzen: 
"Insbesondere auch zur Abklärung der hydrogeo-
logischen Situation werden objektbezogene Bau-
grunduntersuchungen durch ein privates Ingeni-
eurbüro gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 
dringend empfohlen. " 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Im Durchführungsvertrag verpflichtet sich die 
Vorhabenträgerin zur Anbringung von 2 Vo-
gelnistkästen (davon einer für Mauersegler) 
und 3 Fledermausnisthilfen an der Neube-
bauung. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die Ziffer 3.7 der Hinweise in den textlichen 
Festsetzungen zum Bebauungsplan wird ent-
sprechend der vorgeschlagenen Formulie-
rung angepasst. 
 

Fernwärme Ulm GmbH (FUG), Schreiben vom 
26.01.2021, (Anlage 6.8) 
 

Das neu zu erstellende Gebäude kann nach tech-
nischer Klärung an das Fernwärmenetz der FUG 

 
 
 

Die Stellungnahme wurde zur Berücksichti-
gung bei der weiteren Planung an die Vorha-
benträgerin weitergeleitet. Sie sieht einen 
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angeschlossen werden. Die Planung des Fern-
wärme-Hausanschluss ist zwingend im Vorfeld 
mit der FUG abzustimmen. 
 

Anschluss an das Fernwärmenetz vor und 
verpflichtet sich dazu im Durchführungsver-
trag. 
 

Nachbarschaftsverband Ulm, Schreiben vom 
02.02.2021, (Anlage 6.9) 
 

Der Flächennutzungsplan stellt im Plangebiet ge-
werbliche Baufläche dar. Durch die im Bebau-
ungsplan vorgesehene Darstellung als Wohnge-
biet ist der Bebauungsplan nicht aus dem Flä-
chennutzungsplan entwickelt, jedoch wird durch 
diese Abweichung die geordnete städtebauliche 
Entwicklung nicht beeinträchtigt. Der Flächennut-
zungsplan wird nach Abschluss des Verfahrens 
gem. § 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der Be-
richtigung angepasst. 
 

 
 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
 

Regierungspräsidium Freiburg – Landesamt für 
Geologie, Rohstoffe und Bergbau, Schreiben vom 
09.02.2021 (Anlage 6.10) 
 

Geotechnik 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungs-
verfahren des LGRB als Träger öffentlicher Be-
lange keine fachtechnische Prüfung vorgelegter 
Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. So-
fern für das Plangebiet ein ingenieurgeologisches 
Übersichtsgutachten, Baugrundgutachten oder 
geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin 
getroffenen Aussagen im Verantwortungsbereich 
des gutachtenden Ingenieurbüros. 
Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung voraus-
gesetzt, wird andernfalls die Übernahme der fol-
genden geotechnischen Hinweise in den Bebau-
ungsplan empfohlen: 
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der 
am LGRB vorhandenen Geodaten im Verbrei-
tungsbereich von Gesteinen der Unteren Süßwas-
sermolasse. Im tieferen Untergrund stehen ver-
mutlich die Gesteine des Oberen Juras an. Mit lo-
kalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, 
die ggf. nicht zur Lastabtragung geeignet sind, ist 
zu rechnen. 
Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmer-
füllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht 
auszuschließen. Die anstehenden Gesteine der 
Unteren Süßwassermolasse neigen in Hanglage 
und bei der Anlage von tiefen und breiten Bau-
gruben zu Rutschungen. 
 

Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflä-
chenwässer geplant bzw. wasserwirtschaftlich zu-
lässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 
(2005) verwiesen und im Einzelfall die Erstellung 

 
 
 
 

 
Die Stellungnahme wurde zur Berücksichti-
gung bei der weiteren Planung an die Vorha-
benträgerin weitergeleitet. 
Auf die Übernahme eines entsprechenden 
Hinweises in die textlichen Festsetzungen des 
Bebauungsplans wird verzichtet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Stellungnahme wurde zur Berücksichti-
gung bei der weiteren Planung an die Vorha-
benträgerin weitergeleitet. 
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eines entsprechenden hydrologischen Versicke-
rungsgutachtens empfohlen. Wegen der Gefahr 
einer Verschlechterung der Baugrundeigenschaf-
ten sollte von der Errichtung technischer Versi-
ckerungsanlagen (z. B. Sickerschächte, Sickerb-
ecken, Mulden-Rigolen-Systeme zur Versicke-
rung) Abstand genommen werden. In der ingeni-
eurgeologischen Gefahrenhinweiskarte von Ba-
den-Württemberg sind Hinweisflächen für Rut-
schungsgebiete in der Umgebung eingetragen.  
 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der 
weiteren Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. 
zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkenn-
werten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Grün-
dungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugru-
bensicherung) werden objektbezogene Bau-
grunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 
bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingenieurbüro 
empfohlen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Stellungnahme wurde zur Berücksichti-
gung bei der weiteren Planung an die Vorha-
benträgerin weitergeleitet. Ein entsprechen-
der Hinweis ist in den textlichen Festsetzun-
gen des Bebauungsplans bereits enthalten. 
 

Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und 
Dienstleistungen der Bundeswehr, Schreiben vom 
09.02.2021, (Anlage 6.11) 
 

Bei Einhaltung der beantragten Parameter beste-
hen bei gleichbleibender Sach- und Rechtslage 
seitens der Bundeswehr keine Bedenken. 
 

Für das Plangebiet „Multscherstraße“ sind von 
militärischen Liegenschaften ausgehende Lärmim-
missionen im Sinne des Bundesimmissionsschutz-
gesetzes zu erwarten. In unmittelbarer Entfer-
nung /angrenzend an sie geplante Baufläche be-
findet sich die Bleidorn-Kaserne. Derzeitig wird 
die Bleidorn-Kaserne vom Bundeswehrdienstleis-
tungszentrum Ulm genutzt. Da eine spätere Um-
nutzung/Stationierung dieser Liegenschaft nach 
derzeitigem Stand nicht gänzlich ausgeschlossen 
werden kann, erfolgt der Hinweis zu den 
Lärmemissionen.  
 

Der Immissionsrichtwert nach TA Lärm beträgt 
für Immissionsorte außerhalb von Gebäuden in 
Industriegebieten und damit auch für militärische 
Liegenschaften der Bundeswehr bei Tag und in 
der Nacht 65 dB (A).  
 

Es wird darauf hingewiesen, dass Beschwerden 
und Ersatzansprüche, die sich auf sie von Trup-
penübungsplätzen´/militärischen Liegenschaften 
ausgehenden Emissionen beziehen, nicht aner-
kannt werden. 
 

 
 
 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 

Die Lärmemissionen der angrenzenden 
Bleidorn-Kaserne wurden im Rahmen einer 
Schalltechnischen Untersuchung des Büros 
BEKON Lärmschutz & Akustik GmbH geprüft 
und entsprechende Lärmschutzmaßnahmen 
für die neuen Baukörper festgesetzt. 
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Bei Änderung der Bauhöhe, des Bautyps oder der 
Standortkoordinaten ist das Bundesamt für Infra-
struktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 
Bundeswehr erneut zu beteiligen.  
 
Handwerkskammer Ulm, Schreiben vom 
11.02.2021, (Anlage 6.12) 
 

Wie sich aus dem Inhalt der Planbegründung 
ergibt, ist das Plangebiet gemäß Flächennut-
zungs- und Landschaftsplan als gewerbliche Bau-
fläche ausgewiesen, dass gerade auch seitens 
kleinerer und mittelgroßer Handwerksbetriebe 
ein erheblicher Bedarf an innerstädtischen Flä-
chen besteht. Darüber hinaus ist die Umgebungs-
bebauung und – Nutzung neben den bestehen-
den Bildungseinrichtungen ebenfalls gewerblich 
geprägt. 
Daher besteht nach Einschätzung der Hand-
werkskammer Ulm keine Veranlassung, von den 
Planvorgaben des betreffenden Gebietes abzu-
weichen. 

 
 
 

Das Quartier am Unteren Kuhberg befindet 
bereits seit längerer Zeit in einer Umstruktu-
rierung. Städtebaulich wird eine Entwicklung 
zu einem Wohngebiet an diesem Standort im 
Hinblick auf die bereits bestehende Nut-
zungsstruktur in der Umgebung, die verkehr-
liche Situation und unter dem Gesichtspunkt 
von dringend benötigtem Wohnraum als zu-
kunftsfähig erachtet. Eine Wohnnutzung 
statt einer Verfestigung von Gewerbe wird 
als wesentlich verträglicher zu dem auf der 
gegenüberliegenden Seite der Multscher-
straße befindlichen Schulgelände der Freien 
Waldorfschule Ulm, das neben der Schule 
auch einen Kindergarten samt Kindertages-
stätte beherbergt, gesehen. Gerade im Hin-
blick auf die Standortsicherung von kleinen 
und mittelgroßen Gewerbe- und Handwerks-
betrieben wurden auf Grundlage der Hand-
lungsstrategie Gewerbe der Stadt Ulm 2018 
Vorkaufrechtssatzungen für verschiedene 
Gewerbeareale in der Ulmer Weststadt erlas-
sen. Diese Gewerbeareale sind hinsichtlich 
Ihrer Infrastruktur und Lage geeignetere Are-
ale als die Multscherstraße. 
 

Regierungspräsidium Tübingen – Landesamt für 
Denkmalpflege, Schreiben vom 09.02.2021, (An-
lage 6.13) 
 

Bau- und Kunstdenkmalpflege: 
Der überplante Bereich befindet sich in der gem. 
§15/3 DSchG geschützten Umgebung des Fort 
Unterer Kuhberg, das als Teil der Sachgesamtheit 
Bundes- und Reichsfestung Ulm ein Kulturdenk-
mal von besonderer Bedeutung gem. §12 DSchG 
darstellt. 
Aufgrund seiner erhöhten Lage und auch seiner 
mächtigen Kubaturen besitzt das Fort eine starke 
städtebauliche Dominanz. Vor allem aus diesem 
Grund kann die hier angedachte und durchaus 
höheren Bebauung die Dominanz des Forts nicht 
erheblich beeinträchtigen. 
 

Bedenken müssen also trotz dieses Hinweises 
nicht vorgetragen werden. 
 

 
 
 
 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Entsorgungsbetriebe der Stadt Ulm, Schreiben 
vom 15.02.2021, (Anlage 6.14) 
 

Abwasser und Gewässer: 
Bei der Einleitung von Niederschlagswasser in den 
öffentlichen Mischwasserkanal in der Multscher-
straße beträgt die maximale Drosselabflussspende 
qdmax = 75 l/(s*ha) bezogen auf die Einzugsge-
bietsfläche AE. Entsprechende Rückhalteräume 
(z.B. Becken, Stauraumkanäle, etc.) und Drossel-
organe sind auf dem privaten Grundstück vorzu-
halten. 
Für die Bemessung der Regenrückhaltung sind 
die Regenspenden gem. KOSTRA-DWD 2010R zu 
verwenden. Die Bemessung muss nach dem Ar-
beitsblatt DWA-A 117 „Bemessung von Rückhal-
teräumen“ mit einer Überschreitungshäufigkeit 
von n=0,21/a erfolgen. 
 

Der Mindestabstand von neu zu pflanzenden 
Bäumen zu öffentlichen Kanälen muss gemäß 
dem Regelwerk DWA-M 162 (Bäume, unterirdi-
sche Leitungen und Kanäle) 2,50m betragen auf 
1,50m darf nur in Ausnahmefällen erfolgen. In 
diesem Fall ist ein Wurzelschutz vorzusehen.  
 

Bei der Abwasserbeseitigung ist die Abwassersat-
zung der Stadt Ulm zu beachten. Danach sind 
u.a. Hausanschlussleitungen vom Gebäude bis 
zum öffentlichen Kanal in der Straße als private 
Leitungen zu planen, bauen und unterhalten. 
Hausanschlussleitungen an den öffentlichen Ka-
nal sind im Zuge des Baugenehmigungsverfah-
rens zu beantragen. Bestandsunterlagen des öf-
fentlichen Kanals können bei den Entsorgungs-
Betrieben der Stadt Ulm angefordert werden. 
 

 
 
 
 

Die Stellungnahme wurde zur Berücksichti-
gung bei der weiteren Planung an die Vorha-
benträgerin weitergeleitet. 
 

Deutsche Telekom Technik GmbH, Schreiben 
vom 22.02.2021, (Anlage 6.15) 
 

Im Planbereich befinden sich Telekommunikati-
onslinien der Telekom. Für den rechtzeitigen Aus-
bau des Telekommunikationsnetzes sowie die Ko-
ordinierung mit dem Straßenbau und den Bau-
maßnahmen der anderen Leitungsträger ist es 
notwendig, dass Beginn und Ablauf der Erschlie-
ßungsmaßnahmen mit der Telekom so früh wie 
möglich, mindestens sechs Monate vor Baube-
ginn, angezeigt werden. 
 

 
 
 

Die Stellungnahme wurde zur Berücksichti-
gung bei der weiteren Planung an die Vorha-
benträgerin weitergeleitet. Die Deutsche Te-
lekom Technik GmbH wird im Zuge der koor-
dinierten Leitungsplanung frühzeitig in die 
weiteren Planungsschritte eingebunden. 
 

 



SUB00760
Schreibmaschinentext
Anlage 6.1 zu GD 136/21











1

Sandra Pianezzola

Von: Müller, Andreas (RPS) <Andreas.Mueller@rps.bwl.de>
Gesendet: Dienstag, 5. Januar 2021 07:34
An: Ergün, Ümmü (Stadt Ulm)
Betreff: B-Plan "Multscherstr - östl. Unterer Kuhberg"
Anlagen: 16_kmbd_antr_ueberpr_grundst.pdf; 16_kmbd_vwv.pdf; SRPS 

KMBD21010410090.pdf

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
Aufgrund der ausgedehnten Kampfhandlungen und Bombardierungen, die während des 2. Weltkrieges stattfanden, 
ist es ratsam, im Vorfeld von jeglichen Bau(Planungs-)verfahren eine Gefahrenverdachtserforschung in Form einer 
Auswertung von Luftbildern der Alliierten durchzuführen. 
Alle nicht vorab untersuchten Bauflächen sind daher als potentielle Kampfmittelverdachtsflächen einzustufen. 
 
Seit dem 02.01.2008 kann der Kampfmittelbeseitigungsdienst Baden-Württemberg allerdings Luftbildauswertungen 
für Dritte, zur Beurteilungen möglicher Kampfmittelbelastungen von Grundstücken auf vertraglicher Basis nur noch 
kostenpflichtig durchführen. 
 
Diese Auswertung kann bei uns mittels eines Vordrucks beantragt werden. Die dafür benötigten Formulare können 
auch unter www.rp-stuttgart.de (->Service->Formulare und Merkblätter) gefunden werden. 
Bitte beachten Sie hierzu auch den Anhang. 
Die momentane Bearbeitungszeit hierfür beträgt zur Zeit mind. 21 Wochen ab Auftragseingang. 
Eine Abweichung von der angegebenen Bearbeitungszeit ist nur in dringenden Fällen (Gefahr in Verzug) möglich. Bitte 
sehen Sie von Nachfragen diesbezüglich ab. 
Weiterhin weisen wir bereits jetzt darauf hin, dass sich aufgrund der VwV-Kampfmittelbeseitigungsdienst des 
Innenministeriums Baden-Württemberg vom 31.08.2013 (GABl. S. 342) die Aufgaben des 
Kampfmittelbeseitigungsdienstes Baden-Württemberg auf die Entschärfung, den Transport und die Vernichtung von 
Kampfmitteln beschränken. 
Die Beratung von Grundstückseigentümern sowie die Suche nach und die Bergung von Kampfmitteln kann vom 
Kampfmittelbeseitigungsdienst nur im Rahmen seiner Kapazität gegen vollständige Kostenerstattung übernommen 
werden. Soweit der Kampfmittelbeseitigungsdienst nicht tätig werden kann, sind für diese Aufgaben gewerbliche 
Unternehmen zu beauftragen. 
Bei eventuellen Rückfragen stehen wir Ihnen gerne persönlich zur Verfügung. 
 
 
mit freundlichen Grüßen 
 
Andreas Müller 
 
Regierungspräsidium Stuttgart 
Ref 16.3 – Kampfmittelbeseitigungsdienst BW 
Pfaffenwaldring 1 
70569 Stuttgart 
 
Tel. 0711-904-40000 
Tel. 0711-904-40024 
Fax. 0711-904-40029 
 
E-Mail: kmbd@rps.bwl.de  
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